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Betreff

Der Verwaltungsgerichtshof hat durch den Vorsitzenden Senatspräsident Penzinger und die Hofräte Dr. Knoll,

Dr. Leibrecht, Dr. Schima und Dr. Hrdlicka als Richter, im Beisein des Schriftführers Dr. Weinke, über die Beschwerde

des R P in O, vertreten durch Dr. Gottfried Lindner, Rechtsanwalt in Linz, Mozartstraße 4 (mitbeteiligte Partei:

Land Oberösterreich, Amt der Oberösterreichischen Landesregierung zur Zl. Bau 3-II-3957/1- 1970/Schg/Kr) gegen den

Bescheid des Bundesministeriums für Land- und Forstwirtschaft vom 29. Jänner 1970, Zl. 25.427-I/1/1970, betreFend

Instandhaltung einer Wasserkraftanlage, zu Recht erkannt:

Spruch

Die Beschwerde wird als unbegründet abgewiesen.

Der Beschwerdeführer hat dem Bund Aufwendungen in der Höhe von S 390,-- binnen zwei Wochen bei sonstiger

Exekution zu ersetzen.

Begründung

Der Beschwerdeführer ist Eigentümer einer im Wasserbuch der Bezirkshauptmannschaft Urfahr-Umgebung

eingetragenen, im Flußverlauf der Großen Rodl gelegenen Wasserkraftanlage im Gemeindebereich von X mit einem

dazugehörigen Wehr. Dieses Wehr ist ein langes Streichwehr mit verhältnismäßig hochgelegener Krone, über dessen

Rücken das Hochwasser nahezu rechtwinkelig abgelenkt wird, während das Triebwasser in Iüssiger Linienführung der

Kraftanlage des Beschwerdeführers zugeführt wird. Ungefähr 25 m unterhalb der rechtsufrig gelegenen

Schotterschleuse beJnden sich die Widerlager der im Jahre 1968 von der mitbeteiligten Partei errichteten neuen

Straßenbrücke der Aschach-Donau-Landesstraße.Der Beschwerdeführer ist Eigentümer einer im Wasserbuch der

Bezirkshauptmannschaft Urfahr-Umgebung eingetragenen, im Flußverlauf der Großen Rodl gelegenen

Wasserkraftanlage im Gemeindebereich von römisch zehn mit einem dazugehörigen Wehr. Dieses Wehr ist ein langes

Streichwehr mit verhältnismäßig hochgelegener Krone, über dessen Rücken das Hochwasser nahezu rechtwinkelig
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abgelenkt wird, während das Triebwasser in Iüssiger Linienführung der Kraftanlage des Beschwerdeführers zugeführt

wird. Ungefähr 25 m unterhalb der rechtsufrig gelegenen Schotterschleuse beJnden sich die Widerlager der im

Jahre 1968 von der mitbeteiligten Partei errichteten neuen Straßenbrücke der Aschach-Donau-Landesstraße.

Mit Bescheid vom 28. Jänner 1969 trug die Bezirkshauptmannschaft Urfahr-Umgebung als Wasserrechtsbehörde

erster Instanz dem Beschwerdeführer auf Grund der Bestimmungen der §§ 38, 50 Abs. 1, 98 und 138 des

Wasserrechtsgesetzes 1959, BGBl. Nr. 215 (WRG), die Vornahme bestimmter Instandhaltungsmaßnahmen an den

Ufermauern seiner Wehranlage im Ober- und im Unterwasser auf. Im Zuge des Ermittlungsverfahrens hatte die

mitbeteiligte Partei - im Gegensatz zur Äußerung des Beschwerdeführers - ausgeführt, daß seitens der

Straßenverwaltung bzw. Straßenmeisterei X niemals Instandsetzungsarbeiten an den Deckwerken oder Ufermauern

dieser Wehranlage durchgeführt worden seien. Nicht nur das Wehr selbst, sondern auch der Entlastungsüberfall mit

den anschließenden Mauern seien wesentliche Teile der Wasserkraftanlage. Von der Straßenverwaltung seien die

Brücke und die anschließenden Flügelmauern ordnungsgemäß ausgeführt worden.Mit Bescheid vom 28. Jänner 1969

trug die Bezirkshauptmannschaft Urfahr-Umgebung als Wasserrechtsbehörde erster Instanz dem Beschwerdeführer

auf Grund der Bestimmungen der Paragraphen 38, 50, Absatz eins, 98 und 138 des Wasserrechtsgesetzes 1959,

Bundesgesetzblatt , Nr. 215 (WRG), die Vornahme bestimmter Instandhaltungsmaßnahmen an den Ufermauern seiner

Wehranlage im Ober- und im Unterwasser auf. Im Zuge des Ermittlungsverfahrens hatte die mitbeteiligte Partei - im

Gegensatz zur Äußerung des Beschwerdeführers - ausgeführt, daß seitens der Straßenverwaltung

bzw. Straßenmeisterei römisch zehn niemals Instandsetzungsarbeiten an den Deckwerken oder Ufermauern dieser

Wehranlage durchgeführt worden seien. Nicht nur das Wehr selbst, sondern auch der Entlastungsüberfall mit den

anschließenden Mauern seien wesentliche Teile der Wasserkraftanlage. Von der Straßenverwaltung seien die Brücke

und die anschließenden Flügelmauern ordnungsgemäß ausgeführt worden.

Der Beschwerdeführer erhob Berufung. Hierin erklärte er sich bereit, die linksufrige Wehreinbindung ordnungsgemäß

instandzusetzen, wogegen er die Instandsetzung der übrigen Anlagenteile ablehnte, da derartige Arbeiten bisher von

der mitbeteiligten Partei durchgeführt worden seien. Hiefür führte er als Zeugen einen informierten Vertreter des

örtlich zuständigen Gendarmeriepostens an. Im übrigen behauptete der Beschwerdeführer auch, daß die

Instandsetzungsarbeiten nicht notwendig seien.

Bei der vom Landeshauptmann von Oberösterreich als Berufungsbehörde durchgeführten Verhandlung vom

8. September 1969 erstattete der wasserbautechnische Amtssachverständige einen Befund, wonach sich die

Anlageteile, deren Erhaltungszustand im erstinstanzlichen Verfahren von der Behörde beanstandet worden sei, im

unmittelbaren Wehrbereich befänden. Es handle sich insbesondere um die rechtsufrige Ufermauer aufwärts des

Wehres, die in einer Länge von rund 15 m oFensichtlich instandgesetzt worden sei, und zwar laut Angabe des

Wasserberechtigten im Jahre 1944. Der anschließende oberwasserseitige Mauerabschnitt sei älteren Datums und

weise bereits Schäden auf, die zwar nicht unmittelbar die Anlage gefährdeten, aber in absehbarer Zeit ein solches

Ausmaß annehmen dürften, sodaß ihre Behebung als zweckmäßig und im Interesse des Wasserberechtigten gelegen

angesehen werde. Eine zweite schadhafte Ufermauer beJnde sich rechtsufrig unmittelbar im Unterwasser der

Wehranlage im Anschluß an die ebenfalls rechtsufrig gelegene Schotterschleuse. Sie erstrecke sich in einer Länge von

schätzungsweise 25 m bis zum Widerlager der im Jahre 1968 errichteten neuen Landesstraßenbrücke. Laut Angabe

des Wasserberechtigten sei die Mauer im Jahre 1906 von der Straßenverwaltung errichtet worden; es hätten jedoch

keinerlei Unterlagen oder Beweise darüber vorgelegen, daß diese Behauptung zutreFe. Die Krone der Betonmauer sei

gegen Unterwasser ansteigend, wobei die Höhe über Wasserspiegel 2 bis 3,5 m betrage. Das Mauerwerk weise im

oberwasserseitigen Abschnitt besonders große Frostschäden auf, die das Mauerwerk bis zu einer Tiefe von einigen

Dezimetern zerstört hätten. Eine unmittelbare Einsturzgefahr bestehe im Bereich der ersten zehn Meter unmittelbar

anschließend an die instandgesetzte Schleusenwanne. Die restliche Mauer weise ebenfalls Frostschäden auf, die

jedoch nicht besonders tiefgreifend seien und im derzeitigen Zustand die Standsicherheit der Mauer nicht

gefährdeten.

Mit Bescheid vom 17. Oktober 1909 gab der Landeshauptmann von Oberösterreich der Berufung des

Beschwerdeführers teilweise Folge und schränkte den Instandsetzungsauftrag auf einen rund 10 m langen Abschnitt

der rechten Ufermauer im Wehrunterwasser ein. Auch gegen diesen Bescheid erhob der Beschwerdeführer

fristgerecht Berufung. Er behauptete, daß bisher noch keine Abgrenzung seiner ErhaltungsverpIichtung zu jener der

mitbeteiligten Partei vorliege. Er brachte neuerlich vor, daß der in Rede stehende Ufermauerabschnitt im Jahre 1906



durch die Landesstraßenverwaltung im Zuge eines Brückenbaues errichtet worden sei. Einen konkreten Beweis führte

er allerdings nicht an. Eine ErhaltungspIicht der mitbeteiligten Partei ergäbe sich auch aus der Tatsache, daß die in

Rede stehende Stützmauer dem Bestand und der Sicherheit der Brücke diene. Der Beschwerdeführer bemängelte

überdies, daß der zuständige Flußwärter nicht als Zeuge vernommen worden sei, welcher "sicherlich die Ausführungen

des Beschwerdeführers hätte teilweise bestätigen können".

Mit Bescheid vom 29. Jänner 1970 gab das Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft der Berufung des

Beschwerdeführers gemäß § 66 AVG 1950 keine Folge. Unter Bezugnahme auf § 50 Abs. 1 WRG 1959 hielt darin die

Oberste Wasserrechtsbehörde dem Beschwerdeführer entgegen, das bisherige Verfahren habe einwandfrei ergeben,

daß der gegenständliche Ufermauerabschnitt zum unmittelbaren Anlagebereich gehöre und seine Instandsetzung im

Interesse des Bestandes der Wasserkraftanlage notwendig sei. Das bestreite der Berufungswerber nunmehr selbst

nicht mehr. Er verlange aber Klärung darüber, inwieweit neben ihm auch die mitbeteiligte Partei zu einer

ErhaltungspIicht herangezogen werden könnte. Diesbezüglich verwies das Bundesministerium für Land- und

Forstwirtschaft auf die bisherigen verwaltungsbehördlichen Erhebungen, die der Beschwerdeführer nicht habe

entkräften können. Weder aus dem Wasserbuch noch aus den sonstigen Unterlagen gehe hervor, daß die mitbeteiligte

Partei einen Beitrag zur Erhaltung der Ufermauern leisten müsse. Eine solche VerpIichtung aber müsse bestehen, um

den Beschwerdeführer von der InstandhaltungspIicht seiner Anlage wenigstens teilweise zu befreien. Da einerseits die

Mauer saniert werden müsse, um den Bestand der Wehranlage nicht zu gefährden, und andererseits eine andere

ErhaltungspIicht als die des Beschwerdeführers als Wasserberechtigten nicht habe nachgewiesen werden können, sei

der Berufung keine Folge zu geben gewesen.Mit Bescheid vom 29. Jänner 1970 gab das Bundesministerium für Land-

und Forstwirtschaft der Berufung des Beschwerdeführers gemäß Paragraph 66, AVG 1950 keine Folge. Unter

Bezugnahme auf Paragraph 50, Absatz eins, WRG 1959 hielt darin die Oberste Wasserrechtsbehörde dem

Beschwerdeführer entgegen, das bisherige Verfahren habe einwandfrei ergeben, daß der gegenständliche

Ufermauerabschnitt zum unmittelbaren Anlagebereich gehöre und seine Instandsetzung im Interesse des Bestandes

der Wasserkraftanlage notwendig sei. Das bestreite der Berufungswerber nunmehr selbst nicht mehr. Er verlange aber

Klärung darüber, inwieweit neben ihm auch die mitbeteiligte Partei zu einer ErhaltungspIicht herangezogen werden

könnte. Diesbezüglich verwies das Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft auf die bisherigen

verwaltungsbehördlichen Erhebungen, die der Beschwerdeführer nicht habe entkräften können. Weder aus dem

Wasserbuch noch aus den sonstigen Unterlagen gehe hervor, daß die mitbeteiligte Partei einen Beitrag zur Erhaltung

der Ufermauern leisten müsse. Eine solche VerpIichtung aber müsse bestehen, um den Beschwerdeführer von der

InstandhaltungspIicht seiner Anlage wenigstens teilweise zu befreien. Da einerseits die Mauer saniert werden müsse,

um den Bestand der Wehranlage nicht zu gefährden, und andererseits eine andere ErhaltungspIicht als die des

Beschwerdeführers als Wasserberechtigten nicht habe nachgewiesen werden können, sei der Berufung keine Folge zu

geben gewesen.

Gegen diesen Berufungsbescheid des Bundesministeriums für Land- und Forstwirtschaft vom 29. Jänner 1970 richtet

sich die vorliegende wegen Rechtswidrigkeit des Inhaltes erhobene Beschwerde, die sich jedoch aus folgenden

Erwägungen als unbegründet erweist:

Die Wasserrechtsbehörden haben ausgesprochen, daß der Beschwerdeführer allein zur Instandsetzung der Schäden

an der gegenständlichen Wehranlage verpIichtet ist. Sie haben sich dabei auf § 50 Abs. 1 WRG 1959 bezogen. Nach

dieser gesetzlichen Bestimmung haben, sofern keine rechtsgültigen VerpIichtungen anderer bestehen, die

Wasserberechtigten ihre Wasserbenutzungsanlagen einschließlich der dazugehörigen Kanäle, künstlichen Gerinne,

Wasseransammlungen sowie sonstigen Vorrichtungen in dem der Bewilligung entsprechenden Zustand und, wenn

dieser nicht erweislich ist, derart zu erhalten und zu bedienen, daß keine Verletzung öFentlicher Interessen oder

fremder Rechte stattJndet. Ebenso obliegt den Wasserberechtigten die Instandhaltung der Gewässerstrecken im

unmittelbaren Anlagebereich.Die Wasserrechtsbehörden haben ausgesprochen, daß der Beschwerdeführer allein zur

Instandsetzung der Schäden an der gegenständlichen Wehranlage verpIichtet ist. Sie haben sich dabei auf Paragraph

50, Absatz eins, WRG 1959 bezogen. Nach dieser gesetzlichen Bestimmung haben, sofern keine rechtsgültigen

VerpIichtungen anderer bestehen, die Wasserberechtigten ihre Wasserbenutzungsanlagen einschließlich der

dazugehörigen Kanäle, künstlichen Gerinne, Wasseransammlungen sowie sonstigen Vorrichtungen in dem der
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Bewilligung entsprechenden Zustand und, wenn dieser nicht erweislich ist, derart zu erhalten und zu bedienen, daß

keine Verletzung öFentlicher Interessen oder fremder Rechte stattJndet. Ebenso obliegt den Wasserberechtigten die

Instandhaltung der Gewässerstrecken im unmittelbaren Anlagebereich.

In der Beschwerde wird ausgeführt, daß es sich im gegenständlichen Fall einerseits um Wasserbenutzungsanlagen für

den Beschwerdeführer als Wasserberechtigten und anderseits um Wasseranlagen handle, die nicht der

Wasserbenutzung dienten, nämlich Anlagen zum Schutz der Straße bzw. der Brücke. Wenig später führt der

Beschwerdeführer aus, es handle sich hiebei um zwei verschiedene Wasseranlagen, welche örtlich voneinander nicht

getrennt seien. Schon diese Beschwerdeausführungen setzen sich über den Akteninhalt hinweg. Dem

Beschwerdeführer wurde nämlich keineswegs die Wiederherstellung der Stützmauern Iußabwärts bis zu der der

mitbeteiligten Partei gehörigen Brücke aufgetragen, sondern es wurde bereits durch die Wasserrechtsbehörde zweiter

Instanz der Instandsetzungsauftrag auf einen rund 10 m langen Abschnitt der rechten Ufermauer im Wehrunterwasser

eingeschränkt. Eine InstandsetzungsverpIichtung bezüglich der der mitbeteiligten Partei im Brückenbereich gehörigen

Anlagen bildete somit nicht Gegenstand des wasserrechtlichen Verfahrens. Somit ist auch eine Bezugnahme des

Beschwerdeführers auf § 50 Abs. 6 WRG vollkommen verfehlt, da sich diese gesetzliche Bestimmung auf

Wasseranlagen bezieht, die nicht der Wasserbenutzung dienen. Daß aber die Wehranlage des Beschwerdeführers eine

Wasserbenutzungsanlage im Sinne des § 50 Abs. 1 WRG darstellt und hiezu auch die mit dem Wehr des

Beschwerdeführers im räumlichen Zusammenhang beJndlichen Uferstützmauern gehören, kann nicht ernstlich

bestritten werden (vgl. hiezu auch die hg. Erkenntnisse vom 9. Februar 1956, Slg. Nr. 3968/A, und vom

17. Dezember 1959, Slg. Nr. 5149/A).In der Beschwerde wird ausgeführt, daß es sich im gegenständlichen Fall

einerseits um Wasserbenutzungsanlagen für den Beschwerdeführer als Wasserberechtigten und anderseits um

Wasseranlagen handle, die nicht der Wasserbenutzung dienten, nämlich Anlagen zum Schutz der Straße bzw. der

Brücke. Wenig später führt der Beschwerdeführer aus, es handle sich hiebei um zwei verschiedene Wasseranlagen,

welche örtlich voneinander nicht getrennt seien. Schon diese Beschwerdeausführungen setzen sich über den

Akteninhalt hinweg. Dem Beschwerdeführer wurde nämlich keineswegs die Wiederherstellung der Stützmauern

Iußabwärts bis zu der der mitbeteiligten Partei gehörigen Brücke aufgetragen, sondern es wurde bereits durch die

Wasserrechtsbehörde zweiter Instanz der Instandsetzungsauftrag auf einen rund 10 m langen Abschnitt der rechten

Ufermauer im Wehrunterwasser eingeschränkt. Eine InstandsetzungsverpIichtung bezüglich der der mitbeteiligten

Partei im Brückenbereich gehörigen Anlagen bildete somit nicht Gegenstand des wasserrechtlichen Verfahrens. Somit

ist auch eine Bezugnahme des Beschwerdeführers auf Paragraph 50, Absatz 6, WRG vollkommen verfehlt, da sich diese

gesetzliche Bestimmung auf Wasseranlagen bezieht, die nicht der Wasserbenutzung dienen. Daß aber die Wehranlage

des Beschwerdeführers eine Wasserbenutzungsanlage im Sinne des Paragraph 50, Absatz eins, WRG darstellt und

hiezu auch die mit dem Wehr des Beschwerdeführers im räumlichen Zusammenhang beJndlichen Uferstützmauern

gehören, kann nicht ernstlich bestritten werden vergleiche , hiezu auch die hg. Erkenntnisse vom 9. Februar 1956,

Slg. Nr. 3968/A, und vom 17. Dezember 1959, Slg. Nr. 5149/A).

Der Beschwerdeführer behauptet schließlich, daß in seinem Fall § 50 Abs. 4 WRG Anwendung zu Jnden hätte. Nach

dieser gesetzlichen Bestimmung obliegen die VerpIichtungen im Sinne des § 50 Abs. 1 und 2 WRG dann, wenn der

Berechtigte nicht ermittelt werden kann, den Personen, denen die Anlage zum Vorteil gereicht, und zwar mangels

anderweitiger Einigung nach dem Verhältnis des tatsächlichen Nutzens. Mit Recht hält die belangte Behörde dem

Beschwerdeführer in der Gegenschrift vor, daß diese Gesetzesstelle selbstverständlich nur dann anwendbar ist, wenn

ein Wasserberechtigter nicht festgestellt werden kann. Davon kann aber im vorliegenden Fall keine Rede sein, weil der

Beschwerdeführer alleiniger Wasserberechtigter ist. Das Bestehen irgendwelcher rechtsgültiger VerpIichtungen

anderer im Sinne des § 50 Abs. 1 WRG ist nicht nachgewiesen worden. Im Rahmen der hier anzuwendenden

Bestimmung des § 50 Abs. 1 WRG hatte auch unerörtert zu bleiben, ob die Erhaltung der Uferstützmauern des

Beschwerdeführers nicht auch der mitbeteiligten Partei zum Vorteil gereiche.Der Beschwerdeführer behauptet

schließlich, daß in seinem Fall Paragraph 50, Absatz 4, WRG Anwendung zu Jnden hätte. Nach dieser gesetzlichen

Bestimmung obliegen die VerpIichtungen im Sinne des Paragraph 50, Absatz eins, und 2 WRG dann, wenn der

Berechtigte nicht ermittelt werden kann, den Personen, denen die Anlage zum Vorteil gereicht, und zwar mangels

anderweitiger Einigung nach dem Verhältnis des tatsächlichen Nutzens. Mit Recht hält die belangte Behörde dem

Beschwerdeführer in der Gegenschrift vor, daß diese Gesetzesstelle selbstverständlich nur dann anwendbar ist, wenn

ein Wasserberechtigter nicht festgestellt werden kann. Davon kann aber im vorliegenden Fall keine Rede sein, weil der

Beschwerdeführer alleiniger Wasserberechtigter ist. Das Bestehen irgendwelcher rechtsgültiger VerpIichtungen



anderer im Sinne des Paragraph 50, Absatz eins, WRG ist nicht nachgewiesen worden. Im Rahmen der hier

anzuwendenden Bestimmung des Paragraph 50, Absatz eins, WRG hatte auch unerörtert zu bleiben, ob die Erhaltung

der Uferstützmauern des Beschwerdeführers nicht auch der mitbeteiligten Partei zum Vorteil gereiche.

Die vom Beschwerdeführer im Rechtsmittel gegen den erstinstanzlichen Bescheid aufgestellte Behauptung, die

aufgetragenen Instandsetzungsmaßnahmen wären nicht notwendig, wurde später vom Beschwerdeführer selbst nicht

mehr aufrechterhalten.

Die vorliegende Beschwerde erwies sich demnach nach jeder Richtung als unbegründet und mußte gemäß § 42 Abs. 1

VwGG 1965 der Abweisung verfallen.Die vorliegende Beschwerde erwies sich demnach nach jeder Richtung als

unbegründet und mußte gemäß Paragraph 42, Absatz eins, VwGG 1965 der Abweisung verfallen.

Der Zuspruch von Aufwandersatz an die belangte Behörde gründet sich auf die §§ 47 F. VwGG 1965 und auf Art. I B

Z. 4 und 5 der Verordnung des Bundeskanzleramtes vom 4. Jänner 1965, BGBl. Nr. 4.Der Zuspruch von Aufwandersatz

an die belangte Behörde gründet sich auf die Paragraphen 47, F. VwGG 1965 und auf Artikel römisch eins, B ZiFer 4,

und 5 der Verordnung des Bundeskanzleramtes vom 4. Jänner 1965, Bundesgesetzblatt , Nr. 4.

Wien, am 2. April 1971
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